
 
Stadt Burglengenfeld 
Marktplatz 2 – 6 
93133 Burglengenfeld 
  
 

 

 
Niederschrift  

über die öffentliche 

4. Sitzung des Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschusses 

der Stadt Burglengenfeld 

 
 

Sitzungstermin: Mittwoch, 02.12.2020 

Sitzungsort/-raum: in der Stadthalle Burglengenfeld 

Beginn: 18:00 Uhr 

Ende: 19:29Uhr 

 
 
 
Zur heutigen Sitzung des Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschusses wurden von Bür-
germeister Thomas Gesche sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß eingeladen. Zu 
Beginn der Sitzung waren 2. Bürgermeister Josef Gruber als Vorsitzender und 12 der 
12 Mitglieder des Ausschusses anwesend. 
 
Bürgermeister Thomas Gesche hatte sich kurzfristig entschuldigt. 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss war beschlussfähig, da sämtliche Mit-
glieder ordnungsgemäß geladen waren und die Mehrheit anwesend und stimmbe-
rechtigt war. 
 
Zeitpunkt und Ort der öffentlichen Sitzung wurden unter Angabe der Tagesordnung 
ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Bürgermeister Josef Gruber gab bekannt, dass die Tagesordnungpunkte 2 bis 4 des 
nicht öffentlichen Teils abgesetzt und in der nächsten Sitzung des Stadtrates am 
10.12.2020 beraten und beschlossen werden sollen. 
 
Gegen die Tagesordnung wurden keine Einwendungen vorgebracht.  
 
Zu Tagesordnungspunkt 4 „Antrag ASV Burglengenfeld zur Schaffung einer Trai-
ningsmöglichkeit mit Kunstrasenbelag für Fußballer auf einer Tartansegmentfläche 
beim Hauptspielplatz“ verließ Stadtrat Sebastian Bösl den Sitzungstisch, da er als 2. 
Vorsitzender des ASV Burglengenfeld befangen war. 
Stadtrat Thomas Hofmann stellte hier einen Antrag zur Geschäftsordnung, den 
Tagsordnungspunkt 4 bis nach den Haushaltsberatungen 2021 zurückzustellen. Die-
sem Antrag wurde mit 8 gegen 4 Stimmen zugestimmt. 
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Die öffentliche Sitzung wurde um 19:29 Uhr geschlossen. Die nicht öffentliche Sit-
zung wurde um 19:30 Uhr eröffnet und um 19:32 geschlossen. 
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Teilnehmerverzeichnis 
 
Anwesend waren: 
 
Funktion  
Name, Vorname Bemerkung 

1. Bürgermeister:  

Gesche, Thomas  1. Bürgermeister entschuldigt 

Ausschussmitglieder:  

Bäuml, Markus  Stadtrat  

Ehrenreich, Oliver  Stadtrat entschuldigt 

Hofmann, Thomas  Stadtrat  

Jäger, Simon  Stadtrat nicht anwesend 

Krebs, Bernhard  Stadtrat  

Mulzer, Barbara  Stadträtin  

Schießl, Josef  Stadtrat  

Singerer, Peter  Stadtrat  

Steinbauer, August  Stadtrat  

Vohburger, Evi  Stadträtin  

Wein, Peter  Stadtrat nicht anwesend 

1. stellv. Ausschussmitglieder:  

Bösl, Sebastian, 3. Bürgermeister  Stadtrat in Vertretung für SR Ehrenreich, Oliver 

verließ den Sitzungstisch von 18:50 Uhr bis 19:26 
Uhr 

Glatzl, Hans  Stadtrat In Vertretung für SR Jäger, Simon 

verließ den Sitzungstisch von 19:14 Uhr bis 19:15 
Uhr 

Gruber, Josef, 2. Bürgermeister  Stadtrat In Vertretung für 1. Bürgermeister Thomas Ge-
sche, übernahm den Vorsitz 

Klopp, Siegfried  Stadtrat In Vertretung für SR Wein, Peter 

Ortssprecher:  

Feuerer, Yvonne  Ortssprecherin entschuldigt 

Verwaltung:  

Haneder, Franz, Stadtbaumeister  Leiter Stadtbauamt  

Schneeberger, Gerhard, VAR  Bauverwaltung  

Weiß, Wolfgang, Verw.-Fachwirt  Amt für öffentliche Sicher-
heit und Ordnung 

 

Schriftführerin:  

Straubinger, Susanne  Verwaltungsangestellte  

 
 
Nicht anwesend waren: 
 
Funktion  
Name, Vorname Bemerkung 

Ausschussmitglieder:  

Ehrenreich, Oliver  Stadtrat entschuldigt 

Jäger, Simon  Stadtrat  nicht anwesend 

Wein, Peter  Stadtrat nicht anwesend 

Ortssprecher:  

Feuerer, Yvonne  Ortssprecherin entschuldigt 
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Tagesordnung 
 

A) Öffentliche Sitzung: 

  
1. Genehmigung des Protokolls über den öffentlichen Teil der Sitzung vom 

21.10.2020 
  
2. Bauanträge und Bauvoranfragen 

 2.1 Neubau einer Güllegrube und Gärrestelager mit Betondecke und 
Befüllfläche auf dem Grundstück FlStNr. 570, Gem. Lanzenried, 
Mühlberg 3 – Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens 

 2.2 Neubau von drei Einfamilienhäusern und vier Doppelhaushälften 
mit Doppelgaragen oder Carport auf dem Grundstück FlSt.Nr. 
1854/1, Gem. Burglengenfeld, Dr.-Sauerbruch-Str. 8, 93133 Burg-
lengenfeld - Bauvoranfrage - Erteilung des gemeindlichen Einverneh-
mens 

  
3. Bauleitplanung - Flächennutzungsplan, Bebauungspläne 

 3.1 1. Änderung des Bebauungsplanes „Pottenstetten-Mitte“ - Erörte-
rung und Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen öffentlicher 
Belange und der Bürger - Satzungsbeschluss 

 3.2 Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung des Be-
bauungsplanes „Hussitenweg IV“ – Erörterung und Abwägung der 
eingegangenen Stellungnahmen öffentlicher Belange - Satzungsbe-
schluss 

 3.3 Antrag auf Änderung des Bebauungsplanes „An der Holzheimer 
Straße“ wegen Bebauung außerhalb des Geltungsbereiches 

 3.4 Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung des Be-
bauungsplanes „Strassäcker II - Dietldorf (WA)“ – Aufstellungsbe-
schluss 

 3.5 37. Änderung des Flächennutzungsplanes mit gleichzeitiger Auf-
stellung des Bebauungsplanes „Sondergebiet Energieerzeugung 
(Photovoltaik) Am Calvarienberg“ - Frühzeitige Beteiligung der 
Nachbargemeinden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB bzw. § 2 Abs. 2 BauGB 

  
4. Antrag ASV-Burglengenfeld zur Schaffung einer Trainingsmöglichkeit mit 

Kunstrasenbelag für Fußballer auf einer Tartansegmentfläche beim Haupt-
spielplatz 

  
5. Vollzug des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes - Widmung von Orts-

straßen 
  
6. Anfragen nach § 31 der Geschäftsordnung / Informationen des Bürgermeisters 
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Protokol l  
 
 

A) Öffentliche Sitzung: 

Beschluss 
 

Nr.:53 
 

Gegenstand: Genehmigung des Protokolls über den öffentlichen Teil der Sitzung 
vom 21.10.2020 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 12 der 12 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Das Protokoll der öffentlichen Sitzung des Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschusses 
vom 21.10.2020 wurde vorab im RIS (Ratsinformationssystem) freigegeben und 
konnte von den Ausschussmitgliedern eingesehen werden. 
 
 
 
Beschluss: 
 
Das Protokoll über den öffentlichen Teil der Sitzung des Bau-, Umwelt- und Ver-
kehrsausschusses vom 21.10.2020 wird genehmigt. 
 
 
  
Abstimmungsergebnis: 
  
Einstimmig.
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Beschluss 
 

Nr.:54 
 

Gegenstand: Neubau einer Güllegrube und Gärrestelager mit Betondecke und 
Befüllfläche auf dem Grundstück FlStNr. 570, Gem. Lanzenried, 
Mühlberg 3 – Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 12 der 12 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Ein Landwirt aus Mühlberg beantragt den Neubau einer Güllegrube und Gärrestela-
ger mit Betondecke und Befüllfläche, auf dem Grundstück FlSt.Nr. 570, Gemarkung 
Lanzenried.  
 
Die Güllegrube umfasst einen Durchmesser von 18,0 Meter und ist 6,0 Meter tief. Die 
Grube ist mit einer Betondecke gesichert. Unweit der Anlage befindet sich die Befüll-
fläche für beide vorhandenen Güllegruben 10/5 m mit Gefälle und Einlauf in die ge-
plante Güllegrube. 
 
Als Landwirt ist der Antragsteller gemäß § 35 Abs. 1 BauGB privilegiert, so dass für 
die geplante Anlage das gemeindliche Einvernehme erteilt werden kann. 
 
 
 
 
Beschluss: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss beschließt, das gemeindliche Einver-
nehmen zum Antrag auf Neubau einer Güllegrube und Gärrestelager mit Betondecke 
und Befüllfläche, auf dem Grundstück FlSt.Nr. 570, Gemarkung Lanzenried zu ertei-
len.  
 
 
Abstimmungsergebnis: 
  
Einstimmig. 
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Beschluss 
 

Nr.:55 
 

Gegenstand: Neubau von drei Einfamilienhäusern und vier Doppelhaushälften mit 
Doppelgaragen oder Carport auf dem Grundstück FlSt.Nr. 1854/1, 
Gem. Burglengenfeld, Dr.-Sauerbruch-Str. 8, 93133 Burglengenfeld - 
Bauvoranfrage - Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 12 der 12 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Ein Bauträger möchte mit der erneuten Beantragung einer Bauvoranfrage klären, ob 
die Bebauung des 3.478 m² großen Grundstücks FlSt.Nr. 1854/1, Gem. Burglen-
genfeld, Dr.-Sauerbruch-Str. 8, 93133 Burglengenfeld, mit drei Einfamilienhäusern 
und vier Doppelhaushälften mit Garagen oder Carport bauplanungsrechtlich möglich 
ist. 
 
Das Grundstück wird in sieben Bauparzellen (drei Parzellen für Einfamilienhäuser, 
vier Parzellen für die zwei Doppelhäuser) sowie eine gemeinsame Stichstraße, als 
eigenes Flurstück, für die Zufahrt zu den drei Einfamilienhäusern aufgeteilt.  
 
Die Untere Bauaufsichtsbehörde hat sich mit dem Bauträger auf folgende Planung 
geeinigt, die von der Genehmigungsbehörde mitgetragen wird. Maßgebliches Krite-
rium des Landratsamtes bzgl. der Genehmigungsfähigkeit war, dass die drei Einfami-
lienhäuser bezüglich der Geschossigkeit max. mit einem Vollgeschoss geplant wer-
den. Die beiden Doppelhäuser können mit zwei Vollgeschossen gebaut werden. Aus 
Sicht der Bauaufsichtsbehörde ist durch die Staffelung der Gebäudehöhen im Bau-
grundstück das Einfügungsgebot erfüllt. Die Anzahl der Wohneinheiten bleibt nach 
dieser Planungsänderung allerdings gleich. Der vorhandene Baumbestand, insbe-
sondere die Rotbuche,  wird durch die Bebauung des Grundstücks nicht beeinträch-
tigt. 
 
Bei der Abstimmung mit der Baugenehmigungsbehörde beim Landratsamt Schwan-
dorf wurden folgende Punkte erörtert: 
 

 Geschossigkeit der geplanten Gebäude: 
 
Die Doppelhaushälften im rechten Bereich (Haus 4-7) sollen als zwei Vollgeschosse 
(E+1) errichtet werden. 
Die Einfamilienhäuser im linken Bereich (Haus 1-3) sollen als eingeschossig (E+D) 
errichtet werden, so dass das Dachgeschoss nicht als Vollgeschoss ausgebaut wird 
(=2/3 der Grundfläche unter 2,30 m).  
Alternativ sollen die Einfamilienhäuser als Bungalow (E) errichtet werden. 
 

 Wandhöhe der geplanten Einfamilienhäuser und Doppelhaushälften: 
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Kniestock bei den geplanten Einfamilienhäusern. 
Die Wandhöhe der Doppelhaushälften soll 6,50 (ab FOK EG) betragen. 
Die Einfamilienhäuser sollen mit einem Kniestock von 1 m errichtet werden, die 
Wandhöhe max. 4,70 m. 
Sollten die Einfamilienhäuser in Bungalowbauweise errichtet werden, beträgt die 
Wandhöhe max. 4,40 m. 
 

 Garagen/Carports: 
 
Wegen des Grenzverlaufs würde die Wandhöhe der Grenzgaragen max. 3,50 m be-
tragen. Hierzu beantragt der Antragsteller eine Abweichung der bauordnungsrechtli-
chen Vorschriften. 
 
 

 Dachformen 
 
Die Doppelhäuser sollen mit einem Walmdach mit DN 25 ° errichtet werden. 
Die Einfamilienhäuser (E+D) sollen mit einem Satteldach mit DN 38 ° und die alter-
nativen Bungalows mit einem Walmdach mit DN 20 ° errichtet werden. 
Die Einzel- und Doppelgaragen sowie die Carports sollen mit einem Flachdach mit 
DN 3 ° errichtet werden. 
 
Aufgrund des Geländeverlaufs ist im Falle einer Bebauung evtl. eine Terrassierung 
und Abstufung bis zu einer Höhe von 1,50 m des Geländes erforderlich. 
 
Damit eine ordentliche Erschließungsstraße entlang des Grundstücks nach den 
technischen Regeln gewährleistet werden kann, wurde mit dem Bauträger vereinbart, 
dass  ein ca. zwei Meter breiter Streifen an die Stadt Burglengenfeld abgetreten wird. 
Dies wurde bei der Parzellierung des Grundstücks bereits berücksichtigt. 
 
Das geplant neu parzellierte Grundstück muss zum aktuellen Zeitpunkt hinsichtlich 
Wasser und Kanal als nicht erschlossen bewertet werden. Diesbezüglich fanden be-
reits Gespräche mit  den Stadtwerken Burglengenfeld statt, an denen die Möglich-
keiten für die kanal- und wassermäßige Erschließung des Grundstücks erörtert wur-
den. 
Der Anschluss eines Abwasserkanals kann nur über die Dr.-Sauerbruch-Straße er-
folgen. Für die Wasserversorgung muss an die zum Hochbehälter Kreuzberg ver-
laufende Befüllleitung angeschlossen werden. 
 
Es wird diesbezüglich mit dem Bauträger ein Erschließungsvertrag abgeschlossen, in 
dem geregelt wird, dass die für die Durchführung der Erschließung des Grundstücks 
FlSt.Nr. 1854/1, Gem. Burglengenfeld, erforderlichen Arbeiten, dem Bauträger gem. 
§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB nach den Regeln der Technik übertragen werden. 
 
Es soll ein neuer Kanal DN 250 sowie eine Wasserleitung von der sog. Kranken-
hauskurve bis zum Baugrundstück auf der Trasse es alten Privatkanals, der wiede-
rum zurück gebaut wird, verlegt werden. Die bereits am alten Abwasserkanal (Privat-
kanal) angeschlossenen Anwesen sollen wiederum am neuen Kanal (wird öffentliche 
Erschließungsanlage) ohne Verrechnung angeschlossen werden. 
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Die Verwaltung empfiehlt, das gemeindliche Einvernehmen zu erteilen. 
 
 
 
Beschluss: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss erteilt das gemeindliche Einvernehmen 
für die Bauvoranfrage zur Errichtung von drei Einfamilienhäusern und vier Doppel-
haushälften mit Doppelgaragen auf dem Grundstück FlSt.Nr. 1854/1, Gem. Burglen-
genfeld, Dr.-Sauerbruch-Str. 8, 93133 Burglengenfeld.  
 
 
Abstimmungsergebnis: 
  
Mit 1 gegen 12 Stimmen. 
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Beschluss 
 

Nr.:56 
 

Gegenstand: 1. Änderung des Bebauungsplanes „Pottenstetten-Mitte“ - Erörte-
rung und Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen öffentlicher 
Belange und der Bürger - Satzungsbeschluss 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 12 der 12 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Durch die 1. Änderung des Bebauungsplanes soll die bislang ausgewiesene private 
Verkehrsfläche der Stichstraße in eine öffentliche Verkehrsfläche geändert werden. 
Die Grundzüge der Planung sind dadurch nicht beeinflusst. Zum einen soll dadurch 
die Erschließung der Parzelle 1 gesichert werden und zum andern die Erreichbarkeit 
der hinter liegenden landwirtschaftlichen Flächen hergestellt werden. 
 
Wegen der geringfügigen Änderung gingen während der öffentlichen Auslegung vom 
13.07.2020 bis 28.07.2020 weder vom Landratsamt Schwandorf noch von Bürgern 
Stellungnahmen bzw. Einwendungen ein. 
 
 
Beschluss: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss beschließt, dass die 1. Änderung des 
Bebauungsplanes „Pottenstetten-Mitte“ auf der Grundlage des Architekturbüros 
Preihsl + Schwan – Beraten und Planen GmbH vom 09.07.2020 zur Satzung erho-
ben wird. 
 

 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig. 
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Beschluss 
 

Nr.:57 
 

Gegenstand: Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung des Bebau-
ungsplanes „Hussitenweg IV“ – Erörterung und Abwägung der ein-
gegangenen Stellungnahmen öffentlicher Belange - Satzungsbe-
schluss 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 12 der 12 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 

Nach Durchführung der förmlichen Beteiligung der Öffentlichkeit und der Träger öffentli-
cher Belange wurden die eingebrachten Stellungnahmen in die Planung eingearbeitet, 
so dass nun der Bebauungsplan in der vorliegenden Form dem Stadtrat zum Satzungs-
beschluss vorgelegt werden kann. 

Dieses Neubaugebiet zeichnet sich neben der Größe des Geltungsbereiches mit insge-
samt 106.642 m² und einer Nettobaulandfläche von 45.642 m² für 79 Parzellen im All-
gemeinen Wohngebiet und drei Parzellen im Mischgebiet, auch durch den hohen Grün-
flächen- und Biotopanteil von insgesamt 25.696 m² aus. 

Attraktiv wird sicherlich auch der 1.709 m² große Abenteuerspielplatz in der bestehenden 
Grünfläche im Anschluss an das Baugebiet „Hussitenweg I“ mit umsäumten Ausgleichs-
flächen in Form von Streuobstwiesen.  

Die Mehrfamilienhausparzellen 76 und 77 als bezahlbarer Wohnraum und das Quar-
tierskonzept „Altersgerechtes Wohnen“ mit insgesamt bis zu 32 Wohneinheiten schlie-
ßen zudem eine wichtige Lücke in der Wohnungslandschaft in Burglengenfeld. 

Der Klimaschutz wird durch die Regelungen in der Grünordnung, dass Steinschüttungen 
und Kies-/Granitbeete auf max. 5 % der Grundstücksfläche begrenzt werden und dass 
die Installation von Photovoltaik-Anlagen auf Dachflächen verpflichtend wird, besonders 
berücksichtigt. 

Die Stellungnahmen der Fachbehörden fielen wegen der langen und intensiven Vorpla-
nungen unkritisch aus, so dass der Bebauungsplan somit zur Satzung beschlossen wer-
den kann. 

Lediglich die Stellungnahme des Landesvogelschutzbundes kritisierte den Bebauungs-
plan. Die Vorwürfe konnten jedoch allumfassend entkräftet werden, da zum einen mit der 
Unteren Naturschutzbehörde einvernehmlich das Thema „Naturschutz“ abgehandelt 
wurde und zum anderen die Biotopflächen erhalten wurden. 

Im Zuge der Planungsentwicklung wurden verschiedene Möglichkeiten zum  Biotoperhalt 
diskutiert. So wurde z.B. speziell eine Vermessung beauftragt, die die Abgrenzung zwi-
schen Biotopflächen und Ackernutzung feststellte. Diese vermessene Abgrenzung floss 
in die Entwurfsplanung ein, Biotopränder wurden nicht überplant; Parzellengrenzen wur-
den soweit wie möglich außerhalb von Biotopgrenzen festgestellt.  
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Bei der Abwägung mehrerer Planungsvarianten zum Erhalt von Biotop-(Teilflächen) wur-
de letztendlich die dargestellte Lösung favorisiert. Diese ermöglicht den vollständigen 
Erhalt des besser ausgebildeten westlichen Teilbiotops 2014-8. Es werden sogar noch 
zusätzliche Grünflächen im Anschluss an das Biotop ausgewiesen.  

Als Ausgleich für die in Anspruch genommenen Biotope werden im direkten Umfeld 
durch Anlage eines neuen 10m breiten Grünzugs ausreichend Ersatzflächen geschaffen. 
Es wird durch die neuen Ausgleichsflächen ein langfristiger Biotopverbund in Ost-West-
Richtung geschaffen.  Die Eingriffe in den Wald werden durch Neuanlage eines Waldes 
mit Waldrand kompensiert.  

Die Hinweise des LBV zur Überbauung der Flächen für den Bebauungsplan "Misch- und 
Sondergebiet an der Umgehungsstraße" werden zur Kenntnis genommen, sind aber 
nicht Inhalt des vorliegenden Bebauungsplans und werden daher im Rahmen der Abwä-
gung nicht weiter gewürdigt.  

Die Untersuchungen zum Artenschutz wurden frühzeitig im Vorfeld mit der Unteren Na-
turschutzbehörde im Landratsamt Schwandorf abgestimmt.  

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass mit der vorliegenden Planung der bestmögli-
che Kompromiss zwischen Erhalt von Biotop-Flächen und der Wirtschaftlichkeit der Rea-
lisierung des Baugebiets gewählt wurde. 

 
 
Beschluss: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss beschließt: 
 
I. Die eingegangenen Anregungen, Bedenken und Einwendungen der Träger öffentlicher 
Belange, auf Grundlage der nach Abwägung von der Verwaltung verfassten Stellung-
nahmen, zum Beschluss zu erheben.  
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig. 
 
 
II. Satzungsbeschluss 
Auf Grundlage der Planung des Ing.-Büros Preihsl & Schwan vom 02.12.2020 den Be-
bauungsplan „Hussitenweg IV“ zur Satzung zu erheben. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Mit 12 gegen 1 Stimme. 
 
 
III. Feststellungsbeschluss 
Die Änderung des Flächennutzungsplanes für das Allgemeine Wohngebiet „Hussitenweg 
IV“ wird festgestellt. 
IV. Die Unterlagen zur Flächennutzungsplanänderung sind dem Landratsamt Schwan-
dorf zur Genehmigung vorzulegen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Mit 12 gegen 1 Stimme. 
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Beschluss 
 

Nr.:58 
 

Gegenstand: Antrag auf Änderung des Bebauungsplanes „An der Holzheimer 
Straße“ wegen Bebauung außerhalb des Geltungsbereiches 

 
 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 12 der 12 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Ein Antragsteller würde gerne am Ende des Schwanenweges in einer Grünfläche 
beim Wendehammer ein Wohnhaus in Holzständerbauweise (E+D) errichten. 
 
Die Verwaltung hat den Antrag bereits abschließend geprüft und mit Schreiben vom 
11.08.2020 aus folgenden Gründen abgelehnt: 
 

 Die Fläche liegt außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes. 

 Die Fläche ist im Bebauungsplan als ehem. Deponiefläche festgesetzt und da-
her für eine Bebauung nicht geeignet. 

 Die Fläche liegt zu nahe an dem Lärmschutzwall, so dass bei einer Bebauung 
zwingend in den Wall eingegriffen werden müsste. 

 Im Jahr 2012 wurde der Bebauungsplan bezüglich Nachverdichtung überprüft 
und zusätzliche Bauplätze abschließend in einer B-Planänderung festgesetzt. 

 
Der Antragsteller möchte nun den Antrag dem Bau- Umwelt- und Verkehrsaus-
schuss, mit der Bitte um Entscheidung, vorlegen. Dieser Antrag wird im Schreiben 
vom 10.09.2020, der diesem Vorlagebericht als Anlage beigefügt ist, ausführlich 
durch den Antragsteller begründet. 
 
Zur Veranschaulichung des Grundstückzuschnitts und der Darstellung der Gebäude 
auf der gewünschten Parzelle wurden die Außenmaße der Gebäude vermessen und 
im Flurstück abgesteckt, so dass Gebäudesituation in der Parzelle erkennbar wird.  
 
Da die rechte Gebäudekante des Wohnhauses bereits im Lärmschutzwall liegt, 
müsste dieser Wall um ca. drei Meter abgegraben werden, um eine ordentliche Be-
bauung zu gewährleisten.  
 
Der Antragsteller bezieht sich auf einen Bezugsfall in unmittelbarer Nähe. Dort wurde 
ein Grundstückszukauf für eine Garage genehmigt.  
Aus Sicht der Verwaltung kann jedoch diese Garage nicht mit einem Wohnhausbau 
verglichen werden. 
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Beschluss: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss beschließt, den Antrag auf Änderung des 
Bebauungsplanes „An der Holzheimer Straße“ wegen Bebauung außerhalb des Gel-
tungsbereiches, abzulehnen. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig. 
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Beschluss 
 

Nr.:59 
 

Gegenstand: Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung des Bebau-
ungsplanes „Strassäcker II - Dietldorf (WA)“ – Aufstellungsbeschluss 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 12 der 12 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Nach jahrelangen Verhandlungen mit Dietldorfer Grundstückseigentümern, deren 
Flächen zur Projektierung eines Baugebiets in Frage kommen, konnte nun eine Eini-
gung zwischen einem Eigentümer, der Stadt und der Stadtbau GmbH erzielt werden. 
 
Hinter dem bestehenden Wohngebiet „Strassäcker“ soll das Folgebaugebiet 
„Strassäcker II – Dietldorf“ mit einem Geltungsbereich von 8.576 m² und einer Netto-
baulandfläche von 5.934 m² für acht Bauparzellen für ein allgemeines Wohngebiet 
entwickelt werden. Dieses Neubaugebiet soll über die bestehende Ringstraße her 
erschlossen werden. Es ist außerdem eine Gemeinbedarfsfläche für einen Kinder-
spielpatz geplant. Der bestehende Lärmschutzwall muss entsprechend verlängert 
werden. 
 
Mit einer eingeplanten Stichstraße entlang des Kinderspielplatzes hält man sich zu-
dem Planungen für die Zukunft offen. 
 
Da die Stadtbau GmbH das gesamte Flurstück mit insgesamt 14.938 m² erwerben 
kann, ist für die Zukunft der nachfolgenden Dietldorfer Generationen nun vorgesorgt.  
 
 
Beschluss: 
 

Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss beschließt, den Bebauungsplan 
„Strassäcker II - Dietldorf (WA)“ aufzustellen und den Flächennutzungsplan im Pa-
rallelverfahren zu ändern. Die Träger öffentlicher Belange, die Nachbarkommunen 
sowie die Öffentlichkeit sind im frühzeitigen Verfahren gem. §§ 3 Abs. 1, 4 Abs. 1 
BauGB zu beteiligen. 

 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig. 
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Beschluss 
 

Nr.:60 
 

Gegenstand: 37. Änderung des Flächennutzungsplanes mit gleichzeitiger Auf-
stellung des Bebauungsplanes „Sondergebiet Energieerzeugung 
(Photovoltaik) Am Calvarienberg“ - Frühzeitige Beteiligung der 
Nachbargemeinden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB bzw. § 2 Abs. 2 
BauGB 

 
 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 12 der 12 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
 
Der Stadtrat von Maxhütte-Haidhof hat in seiner Sitzung am 01.10.2020 beschlos-
sen, eine Photovoltaikanlage auf den landwirtschaftlichen Flächen des Calvarienber-
ges, FlSt.Nrn. 144 und 142/2, Gem. Leonberg, mit einer Fläche von ca. 5,5 ha zu 
errichten. 
 
Der Geltungsbereich wird im Westen durch die Bahnlinie Regensburg – Weiden be-
grenzt, im Süden durch die Gemeindeverbindungsstraße zwischen der Kreisstraße 
SAD 4 und dem Wohnhaus  neben der Bahnunterführung. Im Osten und Norden um-
rahmen das Biotop und die bestehenden Waldgruppen die geplanten Photovoltaik-
freiflächen. Der Geltungsbereich liegt im Wasserschutzgebiet Hagenau Zone III B. 
 
 
Beschluss: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss beschließt, das gemeindliche Einver-
nehmen zur 37. Änderung des Flächennutzungsplanes mit gleichzeitiger Aufstellung 
des Bebauungsplanes „Sondergebiet Energieerzeugung (Photovoltaik) Am Calvari-
enberg“ in der Stadt Maxhütte-Haidhof zu erteilen, da die Belange der Stadt Burglen-
genfeld nicht berührt sind. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig. 
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Beschluss 
 

Nr.:61 
 

Gegenstand: Antrag ASV-Burglengenfeld zur Schaffung einer Trainingsmöglich-
keit mit Kunstrasenbelag für Fußballer auf einer Tartansegmentflä-
che beim Hauptspielplatz 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 11 der 12 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Mit Schreiben vom 15.10.2020 wendet sich der ASV Burglengenfeld an die Stadt mit 
der Bitte um Unterstützung bei der Suche nach zusätzlichen Trainingsflächen. 
 
Im Sportzentrum im Naabtalpark bietet sich hierfür die süd-westliche Segmentfläche 
aus Tartanbelag beim Hauptspielfeld an. Hier wäre es zumindest beim Ausmaß des 
Segments von rund 1100 m² möglich, eine Spielfläche in der Größe für D-Jugend 
Spieler von 20m Breite und 35m Länge auszuweisen. 
 
Diese Fläche wird für den Schulsport nicht benötigt. 
 
Nun wurde hier die Möglichkeit gemeinsam mit einer Fachfirma erörtert, den beste-
henden, zwar veralteten Tartanbelag als Dämpfungsschicht zu belassen und darüber 
den Kunstrasenbelag mit den notwendigen Anarbeitungen an die Randprofile der 
Entwässerungsrinne des Segments aufzubringen. 
 
Der Kunstrasenbelag wäre mit der Kunstfaser „soccer cort curl“ für den reinen Trai-
ningsbetrieb, die wenig Pflegeaufwand im Verhältnis zu üblichen Kunstrasenplätzen 
verursachen, ausgelegt. 
 
Die Befüllung würde auf Empfehlung des Fachberaters mit Quarzsand erfolgen, da 
dies zum einen die Liegeeigenschaften verbessert und zum andern immer mehr 
Kommunen aus umweltfreundlichen Grüßen auf Quarzsand umsteigen. Nach einer 
möglichen Zustimmung der Stadt wird auf die Wünsche der Übungsleiter eingegan-
gen, aktuell wird hier zur Auffüllung Kork verwendet. 
 
Der bestehende Tartanbelag müsste an einzelnen Stellen durchbohrt werden, um die 
Drainagewirkung nach unten sicherzustellen, damit eingestautes Oberflächenwasser 
zwischen Tartanbelag und neuem Kunstrasenbelag auf der gesamten Fläche abflie-
ßen kann.  
 
Die Konzeption, die in erster Linie auf eine pragmatische Nutzung des bestehenden 
Tartanbelages ausgelegt ist, entspricht dem Nutzungszweck zum Trainieren. 
 
Der Kostenaufwand hierfür beläuft sich auf ca. 47.600 € brutto. Es handelt sich um 
eine außerplanmäßige Maßnahme, die im Finanz- und Personalausschuss nach der 
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geltenden Geschäftsordnung beschlossen werden muss. 
 
Konflikte werden bei gleichzeitiger Nutzung der Leichtathletikanlagen und Kunstra-
senflächen ausgeschlossen. 
 
Bei einer möglichen Umsetzung sollte weiterhin mit der Vorstandschaft und der Fuß-
ballabteilung des ASV Burglengenfeld festgelegt werden, dass die Nutzung nur von 
D-Jugend-Mannschaften, oder kleineren Spielern bis max. einer Altersgrenze von 12 
Jahren in Anspruch genommen werden darf, um die durch eine häufige Nutzung und 
Überquerung der Tartanlaufbahn starke Abnutzungen zu vermeiden. Außerdem 
muss die Fläche für den Schulsport während der Unterrichtsstunden zur Verfügung 
stehen. 
 
Es wird vorgeschlagen, das komplette Segment zu überbauen, um auch die Trai-
ningsflächen größtmöglichst anzubieten und die Maßnahme für 2021 im Haushalt 
anzumelden, bzw. nach Zustimmung im Gremium mit den aufgeführten Haushalts-
mitteln umzusetzen. 
 
Die vorhandene Bandenwerbung wird vom ASV zur Vermeidung von Unfällen auf der 
Rückseite mit Aludibondplatten oder Ähnlichem verkleidet. 
 
Weiterhin wird im Antrag erwähnt, dass gerade für die Wintermonate zur Entzerrung 
der Trainingseinheiten die Errichtung von zwei Lichtmasten zur Ausleuchtung für das 
angesprochene Segment wünschenswert wäre. Der Verein würde hierbei aber auch 
darauf plädieren, diese evtl. zu einem späteren Zeitpunkt zu errichten.   
 
Die eventuell zusätzlich erforderlichen zwei Lichtmasten werden zu einem späteren 
Zeitpunkt, frühestens 2022, nach vorheriger abschließender Beratung durch den 
Stadtrat entschieden. 
 
Unter der Haushaltsstelle 1.5610.9551 stünden durch Minderausgaben bei der Um-
setzung der Skateranlage und des Minisportfeldes noch 47.800 €, und bei der Haus-
haltsstelle 1.5603.9550 noch 20.000 € (die Umsetzung der Multifunktionsfläche beim 
Südhang ist nicht erfolgt) zur Verfügung. 
 
 
Beschluss: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss beschließt, die süd-westliche Tartanflä-
che beim Hauptrasenspielfeld im Naabtalpark mit einem Kunstrasenbelag gemäß 
Angebot einer Fachfirma mit einem Kostenaufwand in Höhe von rund 50.000 € für 
Trainingszwecke belegen zu lassen. 
Die Haushaltsreste unter den Haushaltsstellen 1.5610.9551 und 1.5603.9550 können 
für diese Maßnahme verwendet werden. 
Die Errichtung der zwei Beleuchtungsmasten ist von der Verwaltung zu einem späte-
ren Zeitpunkt zur Entscheidung vorzulegen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Mit 4 gegen 8 Stimmen. 
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Stadtrat Thomas Hofmann stellte folgenden Antrag zur Geschäftsordnung: 
 
 
Der Tagesordnungspunkt soll bis nach der Haushaltsberatung 2021 zurückgestellt 
werden. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Mit 8 gegen 4 Stimmen. 
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Beschluss 
 

Nr.:62 
 

Gegenstand: Vollzug des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes - Widmung 
von Ortsstraßen 

 
 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 12 der 12 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Nachfolgend aufgeführte Straße ist  gemäß Art. 6 Abs. 1 BayStrWG (Art. 46 Nr. 2 
bzw. Art. 53 BayStrWG) als Ortsstraße zu widmen: 
 
Ortsstraße Pottenstetten Mitte - Teilstück 
 
Nach Abschluss der Erschließungsanlage für das Baugebiet „Pottenstetten Mitte“ 
kann nun das Teilstück der neu hergestellten Straße bis zur Bestandsstraße mit 
Stich als Ortsstraße gewidmet werden. 
 
Dieses Straßenteilstück FlSt.Nr. 85/13, Gem. Pottenstetten soll ab Westgrenze 
FlSt.Nr. 85/10, Gem. Pottenstetten, mit der Stichstraße bis zur Einmündung in die 
Bestandsstraße FlSt.Nr. 84/4, Gem. Pottenstetten, in einer Länge von 110 Meter als 
Ortsstraße gewidmet werden. 
 
 
Beschluss: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss beschließt, das Straßenteilstück FlSt.Nr. 
85/13 Gem. Pottenstetten, ab Westgrenze FlSt.Nr. 85/10, Gem. Pottenstetten, mit der 
Stichstraße bis zur Einmündung in die Bestandsstraße FlSt.Nr. 84/4, Gem. Pottenstet-
ten, in einer Länge von 110 Meter als Ortsstraße gemäß Art. 6 Abs. 1 BayStrWG zu 
widmen. 

 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig. 
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Gegenstand: Anfragen nach § 31 der Geschäftsordnung / Informationen des Bür-
germeisters 

 
 
Anfragen nach §31 der Geschäftsordnung: 
 
Keine. 
 
 
 
Informationen des Bürgermeisters: 
 
Keine. 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
Josef Gruber Susanne Straubinger 
2. Bürgermeister Schriftführer/in 
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